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(4) In den Fällen des § 1 Abs. 2 Buchst, b der Ersten 
Durchführungsbestimmung wird die Berichtigung des 
Grundbuches in Eigentum des Volkes, Rechtsträger Rat 
der Gemeinde, duich den Rat des Kreises, Abteilung 
für Innere Angelegenheiten, auf Grund des vom Rat der 
Gemeinde vorgelegten Verzeichnisses veranlaßt.

Zu § 3 der Ersten Durchführungsbestimmung 
Festsetzung des Kaufpreises

§ 2
(1) Die Festsetzung des Kaufpreises ist nach Eingang 

eines Antrages auf Erwerb eines Eigenheimes durch den 
Rat der Gemeinde beim zuständigen VEB Entwurfs­
büro für Hochbau des Rates des Bezirkes zu beantragen.

(2) Die Erstattung der dem VEB Entwurfsbüro für 
Hochbau des Rates des Bezirkes entstandenen Kosten 
hat zu Lasten des Haushalts der Gemeinde als Über­
oder außerplanmäßige Ausgabe aus dem Einzelplan 37, 
Kapitel 476, Sachkonto 6 bzw. 675, zu erfolgen.

(3) Die vom Erwerber beim Abschluß des Kaufver­
trages zurückzufordernden Kosten des VEB Entwurfs­
büro für Hochbau des Rates des Bezirkes sind durch Ab­
setzung von der Ausgabe bei den gemäß Abs. 2 ge­
nannten Buchungsstellen zu vereinnahmen.

Zu § 5 der Ersten Durchführungsbestimmung 
Abschluß und Genehmigung des Kaufvertrages — 

Behandlung des Kaufpreises
§ 3

(1) Der vom Rat der Gemeinde abgeschlossene Kauf­
vertrag bedarf der Beurkundung durch das Staatliche 
Notariat.

(2) Der Kaufvertrag ist nach der Beurkundung mit 
den Unterlagen über die Festsetzung des Kaufpreises 
und gegebenenfalls mit der schriftlichen Kreditzusage 
der Sparkasse dem Rat des Kreises, Abteilung für 
Innere Angelegenheiten, zur Bestätigung des Kauf­
preises und zur Genehmigung des Vertrages zuzuleiten.

Der genehmigte Kaufvertrag wird dem Rat der Ge­
meinde zurückgesandt.

(3) Die Verleihung des Nutzungsrechtes für das volks­
eigene Grundstück erfolgt nach schriftlicher Bestätigung 
des Rates der Gemeinde, daß der in bar zu zahlende 
Kaufpreis entrichtet worden ist, durch den Rat des Krei­
ses, Abteilung für Innere Angelegenheiten. Mit der Ver­
leihung des Nutzungsrechtes wird die Anlegung des 
Grundbuchblattes für das Eigenheim und Eintragung 
des Erwerbers als Eigentümer im Grundbuch für das 
Eigenheim veranlaßt.

(4) Der an den Rat der Gemeinde gemäß § 5 Abs. 3 des 
Gesetzes auf den Kaufpreis zu leistende Baranteil ist zu 
50 % im Haushalt der Gemeinde (Kapitel 698) als außer­
planmäßige Einnahme zu vereinnahmen. Bis zur Höhe 
dieser zweckgebundenen außerplanmäßigen Einnahme 
können Mittel für die Schaffung zusätzlichen volks­
eigenen Wohnraumes bei Kapitel 698 als außerplan­
mäßige Ausgabe verwendet werden. Die am Ende eines 
Rechnungsjahres noch nicht verwendeten Einnahmen 
sind über das Verwahrkonto abzubuchen und dem 
Kapitel 698 — Einnahmen — im neuen Rechnungsjahr 
wieder zuzuführen.

(5) Die restlichen 50 %> sind vom Rat der Gemeinde 
an den zuständigen Rat des Bezirkes unter gleichzeitiger 
Benachrichtigung auf dessen Verwahrkonto zu über­
weisen. Der Rat des Bezirkes führt diese Beträge zu 
Beginn eines jeden Quartals unter gleichzeitiger Mit­
teilung auf das Verwahrkonto des Ministeriums der 
Finanzen ab.

(6) Wird der Kaufpreis durch den Erwerber nicht in 
vollem Umfange in bar beglichen und zur Finanzierung 
des Restkaufgeldes ein Kredit der örtlich zuständigen 
Sparkasse in Anspruch genommen, so hat diese den 
Gegenwert des Kredites an den zuständigen Rat des 
Bezirkes, Abteilung Finanzen, auf dessen Verwahrkonto 
zu überweisen. Der Rat des Bezirkes ist von der er­
folgten Überweisung zu benachrichtigen. Die weitere 
Behandlung der überwiesenen Beträge erfolgt nach 
Abs. 5.

(7) Zur Kontrolle der nach Absätzen 5 und 6 an den 
Rat des Bezirkes zu überweisenden Beträge ist dieser 
durch den Rat der Gemeinde bei jedem Verkaufsfall 
über die Höhe der im einzelnen als Barleistung und als 
Kredit der Sparkasse vereinbarten Beträge zu unter­
richten.

Zu Teil II des Gesetzes (Siedlungshäuser)
Zu § 8 der Ersten Durchführungsbestimmung 
Anträge auf Erwerb eines Siedlungshauses — 

Vorbereitung von Kaufverträgen
§ 4

(1) Nach der Genehmigung des Antrages auf käuf­
lichen Erwerb eines Siedlungshauses hat der Rat der 
Gemeinde folgende Feststellungen in eine schriftliche 
Zusammenstellung aufzunehmen:

1. ' Vor- und Familienname sowie Anschrift des An­
tragstellers,

2. Grundbuchbezeichnung der Siedlerstelle, auf der 
sich das für den käuflichen Erwerb vorgesehene 
Siedlungshaus befindet, und die zurZeit bestehende 
Eigentümereintragung,

3. Datum der Übernahme der Siedlerstelle durch den 
Antragsteller,

4. die Höhe des in dem ursprünglichen Siedlervertrag 
festgesetzten Kaufpreises, aufgegliedert nach
a) dem auf den Grund und Boden und
b) dem auf das Siedlungshaus einschließlich der 

Nebengebäude und des Siedlerinventars
entfallenden Teil,

5. die im ursprünglichen Siedlervertrag vorgesehene 
Finanzierung des Kaufpreises, unterteilt nach
a) der Höhe des durch Barleistung zu bezahlenden 

Teiles (Eigenkapital),
b) der Höhe des Teiles, der in Form von Hypo­

thekenschulden zu übernehmen war (ursprüng­
liche Restkaufschuld),

6. Höhe der laufenden Leistungen, die nach dem ur­
sprünglichen Siedlervertrag von dem Siedler
a) für öffentliche Lasten und Abgaben,
b) zur Verzinsung und Tilgung der ursprünglichen 

Restkauf schuld (Angabe, ob jährlich, halbjähr­
lich, vierteljährlich, monatlich)

zu zahlen waren,
7. Hinweis, ob Antrag auf Schulderlaß gestellt wor­

den ist.
(2) Die Angaben des Antragstellers zu § 8 Abs. 2 

Buchstaben a bis c der Ersten Durchführungsbestim­
mung sind in die Zusammenstellung gemäß Abs. 1 durch 
den Rat der Gemeinde aufzunehmen.

(3) Die Zusammenstellung ist vom Bearbeiter des 
Rates der Gemeinde und vom Antragsteller zu unter­
schreiben.

(4) Eine Ausfertigung der Zusammenstellung hat der 
Rat der Gemeinde an diejenigen Stellen zu übersenden, 
die nach den Angaben des Antragstellers bisher die


